
Wer vertritt die Interessen der
Unternehmen am besten? J
nach Thema streiten sich SVP,
FDP, Mitte, oder auch einmal
die GLP darum. Klar ist hin-
gegen:DieSPgilt nicht alsWirt-
schaftspartei.Genossinnenund
Genossen engagieren sich in
Gewerkschaften und gehen am
1. Mai gegen den Kapitalismus
auf die Strasse. Bürgerliche sind
beim Gewerbeverband oder in
der Handelskammer dabei – so
lauten die Einteilungen.

Doch das Volkswirtschafts-
departement im Aargau ist in
SP-Hand: Derzeit wird es von
Dieter Egli geführt, zuvor war
seinParteikollegeUrsHofmann
im Regierungsrat dafür verant-
wortlich. Vor diesem Hinter-
grund führten die Sozialdemo-
kraten an ihrem Parteitag eine
kontroverse Diskussion über
ihreWirtschaftspolitik.

Egli betonte die Rolle des
Kantons als Innovationsstand-
ort und sprach sich dafür aus,

ökologische und soziale Verant-
wortung mit wirtschaftlicher
Stärke zu verbinden. Er hielt
fest, dass Firmen nach Gewinn
strebten, sei nicht grundsätzlich
schlecht. «Ich bin für soziale
Marktwirtschaft und freies
Unternehmertum»,betonteEg-
li.DerStaat solledafüreingutes
Umfeld schaffen, aber auch
Rahmenbedingungen setzen.

Egli: «Wir sollten auf
Unternehmen zugehen»
Bei den Firmen im Aargau, die
erbesuche,seheerviele,diever-
antwortungsbewusst agierten.
Manche ihrer Verantwortlichen
trautensichabernicht,diesaus-
zusprechen, «weil das als links
gilt». Hier gebe es eineChance,
das bürgerliche Framing, wie es
Egli nannte, zu durchbrechen.
«WirsollenaufUnternehmerin-
nen und Unternehmer zugehen
und uns mit ihnen austau-
schen». Es gebe Gemeinsam-
keiten zwischen den Forderun-
gen der SP und den Interessen
der KMU, sagte Egli.

AusdenReihender Juso imSaal
kam Widerspruch: Die Aussa-
gen von Egli liessen sich nicht
vereinbarenmit demSP-Partei-
programm, das die Überwin-
dung des Kapitalismus als Ziel
enthalte. Zudem sei es mit die-
ser Haltung wohl unmöglich,
grosseProblemewiedenKlima-

Fabian Hägler wandel zubewältigen:Bei einer
Firma wie Holcim, die sehr viel
CO2 ausstosse, auf Freiwillig-
keit zu setzen, sei falsch.

Egli entgegnete, er glaube
nicht an die linke Vision einer
Demokratisierung der Wirt-
schaft.DenübertriebenenKapi-
talismus lehne er aber auch ab:
Der Staat sei gefordert, für Ge-
rechtigkeit, Sicherheit und
Chancengleichheit zu sorgen.
Und wenn es Missstände gebe,
müsse gerade auch die SP diese
benennen und bekämpfen. Zu-
dem sei der Einsatz der Partei
für die Rechte von Arbeitneh-
mendenweiterhin sehrwichtig.

Gestmann: «Feld nicht den
Bürgerlichen überlassen»
Ein Parteimitglied sagte, in
ihremBezirkseidieSVPdiePar-
teiderUnternehmenundwerde
deshalb gewählt. Sie bezweifle,
dassdieSPindiesemBereicher-
folgreichseinkönne–zudemsei
«nachhaltig» nichtssagend,
«ganzheitlich»odereinanderer
Begriff wären besser.

Anja Gestmann, Co-Präsiden-
tin der SP Aargau, sieht dies an-
dersundforderte,diePartei sol-
le das Feld nicht rechtsbürgerli-
chen Kräften überlassen. Dies
wohl auch vor dem Hinter-
grund, dass die SP bei den
nächsten Grossratswahlen
einen Stimmenanteil von 19
Prozent anstrebt. Dafür ist die
Erschliessung neuer Kreise in
derWählerschaft wohl nötig.

Dieter Egli ergänzte, die SP
sei die Wirtschaftspartei, bei
den Bürgerlichen gebe es zum
Teil wenig Wissen zu diesem
Thema. Cédric Wermuth, Co-
Präsident der SP Schweiz und
Aargauer Nationalrat, war auch
im Saal. Er sagte, den Begriff,
der Nachhaltigkeit in allen Be-
reichen vereine, gebe es schon:
«Er lautet Sozialdemokratie».

Peter Morf vom High Tech
Zentrum Aargau zeigte anhand
konkreter Projekte auf, wie
technologische Entwicklungen
zur Dekarbonisierung und Res-
sourceneffizienz beitragen kön-
nen. Die Institution wird mit

staatlichen Geldern finanziert
und arbeitet in der Innovations-
förderung hauptsächlich mit
kleinen und mittleren Unter-
nehmen zusammen.

Service-Citoyen-Initiative:
SP fasst klareNein-Parole
Ein weiterer Schwerpunkt war
die Parolenfassung zur Service-
Citoyen-Initiative. Diese will
die Wehrpflicht für Männer zu
einer Dienstpflicht für alle ma-
chen. Nationalrätin Simona
Brizzi sprach sich für die Nein-
Parole aus undwarnte vor einer
Militarisierung zivilgesell-
schaftlicher Engagements.

Roland Tschäppeler, Mit-
glied der SP Schwyz und der so-
genannten Reformplattform,
warb für ein Ja und betonte die
integrativeKrafteinesallgemei-
nenBürgerdienstes.DieDiskus-
sion drehte sich um Gleichstel-
lung, Care-Arbeit, Freiwillig-
keit und gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Die Delegier-
tenbeschlossenamEndegross-
mehrheitlich die Nein-Parole.

Dieter Egli möchte mehr Wirt-
schaftspolitik für die SP.
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Will die SP Aargau auch eine Wirtschaftspartei sein?
Unter demTitel «Impulse für eine nachhaltigeWirtschaft» ergab sich bei denGenossinnen undGenossen eine kontroverse Diskussion.
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